


	Anschrift des Absenders:
     
	
	Anlage 2.2.1

	Anschrift der Bewilligungsbehörde:
	
	Ort, Datum:      
Ihr Zeichen:      

	     
	
	


Antrag
auf Gewährung einer Zuwendung nach Richtlinie zur Förderung von kommunaler Verkehrsinfrastruktur in Thüringen (RL-KVI)

Der Antrag ist vollständig ausgefüllt in einfacher Ausfertigung bis zum 31. Oktober des dem vorgesehenen Baubeginn vorhergehenden Jahres einzureichen.

1.	Antragsteller
	Vorhaben-Nr. (siehe Schreiben zur KVI-Programmaufnahme)
     

	Gemeinde / kreisfreie Stadt / Landkreis
[bookmark: Text4]     

	über (z. B. Verwaltungsgemeinschaft)
     

	Straße, Hausnummer
     

	PLZ, Ort
     
	Landkreis
     

	Auskunft erteilt (Name, Telefon, Telefax, E-Mail)
     
     



2.	Vorhaben
	Bezeichnung des Vorhabens
[bookmark: Text9]     

	Gemeinschaftsmaßnahme
|_|	ja, mit:      
[bookmark: Kontrollkästchen15]|_|	nein

	Funktionsfähiger Bauabschnitt (von – bis)
      km ─       km
	Länge gesamt
      km

	Durchführungszeitraum (von MM.JJJJ – bis MM.JJJJ)
      ─      
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1 Das Antragsformular ist für Vorhaben nach Nummer 2 RL-KVI mit Ausnahme der Vorhaben nach Nummer 2.1.12 zu verwenden. Für diese Vorhaben steht die Anlage 2.2.2 Antrag Dialog-Display zur Verfügung.


	bei Bauvorhaben Grundstücksangaben (für alle von Bauvorhaben betroffenen Grundstücke, ggf. als separate Anlage)

	Gemarkung
	Flur
	Flurstück
	Eigentümer
	Folgende Vereinbarung / Erlaubnis / Recht liegt vor, wenn das Grundstück nicht im Eigentum des Antragstellers steht

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     
	     





3.	Finanzierungsplan

3.1	Gesamtübersicht

	Gesamtausgaben des Vorhabens
	      €

	davon vorläufig zuwendungsfähige Ausgaben
	      €

	abzuziehende Beiträge Dritter
	      €

	nach Abzug verbleibende zuwendungsfähige Ausgaben
	      €

	Bedarf an Fördermitteln (Fördersatz nach Nummer 5.3 RL-KVI)
	      €

	Eigenmittel des Antragstellers
	      €




3.2	Jährlich beantragte Zuwendung

	Förderjahr
	zuwendungsfähige Ausgaben
(nach Abzug von Beiträgen Dritter)
	Fördersatz
(nach Nummer 5.3 RL-KVI)
	Zuwendungsbetrag

	     
	      €
	      %
	      €

	     
	      €
	      %
	      €

	     
	      €
	      %
	      €

	     
	      €
	      %
	      €

	Gesamt
	      €
	      %
	      €


[bookmark: OLE_LINK3][bookmark: OLE_LINK4]
4.	Ermittlung der zuwendungsfähigen Ausgaben

	
	Ausgaben
	abzusetzende Ausgaben
	zuwendungsfähige Ausgaben

	Grunderwerb
	[bookmark: Text95]      €
	
	

	hiervon sind abzusetzen:
	
	
	

	die darauf entfallenden Beiträge Dritter
	
	      €
	

	Wert d. Grundstücke u. Grundstücksteile, die nicht zuwendungsfähig sind
	
	      €
	

	sonstige nicht zuwendungsfähige Ausgaben für Grunderwerb
	
	      €
	

	Summe abzusetzende Ausgaben für Grunderwerb
	
	      €
	

	zuwendungsfähige Ausgaben für Grunderwerb
	
	
	      €

	Verwaltungs-/ Planungsausgaben
	      €
	
	

	hiervon sind abzusetzen:
	
	
	

	die darauf entfallenden Beiträge Dritter
	
	      €
	

	sonstige nicht zuwendungsfähige Ausgaben
	
	      €
	

	Summe abzusetzende Verwaltungs-/ Planungsausgaben
	
	      €
	

	zuwendungsfähige Verwaltungs-/ Planungsausgaben
	
	
	      €

	Bauleistung / Leistung:
	      €
	
	

	hiervon sind abzusetzen:
	
	
	

	die darauf entfallenden Beiträge Dritter
	
	      €
	

	sonstige nicht zuwendungsfähige Ausgaben
	
	      €
	

	Wert anfallender Stoffe oder Erlöse aus ihrer Veräußerung
	
	      €
	

	Summe abzusetzende Ausgaben
	
	      €
	

	zuwendungsfähige Ausgaben
	
	
	      €

	Gesamtausgaben
	[bookmark: Text110]      €
	
	

	Summe abzusetzende Ausgaben
	
	      €
	

	Summe zuwendungsfähige Ausgaben
	
	
	      €



5.	Ziele des Vorhabens
(|X| Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachankreuzungen möglich, Angabe erforderlich)

Mit dem geplanten Vorhaben sollen folgende Qualitätsziele erreicht werden:
|_|	Verbesserung der Verkehrsqualität
|_|	Erhöhung der Verkehrssicherheit
|_|	Beseitigung bzw. Verhinderung von Unfallschwerpunkten
|_|	Erhöhung des Grades der Barrierefreiheit 
|_|	Verbesserung der Fahrgastbedingungen im ÖPNV


6.	Erklärungen des Antragstellers
(|X| Zutreffendes ankreuzen)

6.1	Mit dem Vorhaben
|_|	wurde noch nicht begonnen.
|_|	wurde bereits begonnen. 
|_|	Eine Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabenbeginn liegt von der Bewilligungsbehörde vor.
(Vorhabenbeginn ist der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages)
[bookmark: Text111]6.2	|_|	Es wurden weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei folgenden anderen Stellen beantragt oder gewährt:      .
[bookmark: Kontrollkästchen28][bookmark: Text114][bookmark: Text115]6.3	|_|	Für das Vorhaben wurden in der Vergangenheit im Zeitraum       Fördermittel in Höhe von       € gewährt.
6.4	|_|	Das ÖPNV-Vorhaben nach Nummer 2.3 RL-KVI ist Bestandteil des aktuellen Investitionsplans (Anlage zum Nahverkehrsplan) des zuständigen Aufgabenträgers (z. B. Landkreis / kreisfreie Stadt).
6.5	Zur Sicherung der Gesamtfinanzierung sind bzw. werden die erforderlichen Eigenmittel in den Haushalt eingestellt. Die Finanzierung der Folgekosten ist gesichert und die Beteiligungsbereitschaft Dritter liegt vor bzw. ist nicht erforderlich.
6.6	Die zuständigen kommunalen Beauftragten für Menschen mit Behinderungen wurden angehört und die Belange von Menschen mit Behinderungen sowie anderen Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigung berücksichtigt. Die Planung entspricht grundsätzlich den Anforderungen der Barrierefreiheit. Hierbei wurden die H BVA sowie die DIN 18040-3 angewendet. Bei ÖPNV-Vorhaben nach Nummer 2.3 RL-KVI werden die Checklisten „Mindeststandards für Barrierefreiheit“ beachtet.
6.7	Es wird versichert, dass das geltende Vergaberecht eingehalten wird.
6.8	Der Antragsteller erklärt, dass die in diesem Antrag (einschließlich etwaiger Anlagen) gemachten Angaben vollständig und richtig sind.
6.9	Es ist bekannt, dass sich der Antragsteller wegen unrichtiger, unvollständiger oder unterlassener Angaben über subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch (StGB) wegen Subventionsbetrugs strafbar machen kann. Subventionserheblich i. S. von § 264 StGB sind die in diesem Antrag genannten Tatsachen, die nach dem Subventionszweck, den Rechtsvorschriften, Verwaltungsvorschriften und Richtlinien über die Subventionsvergabe sowie den sonstigen Vergabevoraussetzungen für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das 

__________________________________________________________________________________________
 =	bei Beteiligung des Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen nach Nummer 4.1.4 RL KVI ist das Wort kommunal zu streichen
Belassen einer Subvention erheblich sind. Ferner ist bekannt, dass die Pflicht besteht,
der Bewilligungsbehörde alle Tatsachen, die der Bewilligung der Zuwendung entgegenstehen, unverzüglich mitzuteilen. Die Inhalte des § 264 StGB sowie die §§ 3 – 5 des Subventionsgesetzes sind bekannt.
6.10	Sollten sich Änderungen beim beantragten Vorhaben – insbesondere hinsichtlich Baubeginn, Bauzeiten, Kosten, Finanzierung, Leistungen – ergeben, verpflichtet sich der Antragsteller, diese unverzüglich der Bewilligungsbehörde anzuzeigen.
6.11	Der Antragsteller versichert, dass beim geplanten Vorhaben die weiteren Zuwendungsvoraussetzungen nach Nummer 4 RL-KVI vorliegen.

7.	Anlagen
(|X| Zutreffendes ankreuzen)

[bookmark: Kontrollkästchen19]|_|	technische Planungsunterlagen
|_|	Erläuterungsbericht
|_|	Lageplan
|_|	Regelquerschnitt
|_|	Bestätigung der Vorlage der Entwurfs- oder Ausführungsplanung
|_|	Baugrundgutachten
|_|	sonstige Unterlagen:      
|_|	Übersichtsplan
|_|	Liniennetzplan
|_|	Generalverkehrsplan oder gleichwertiger Plan
|_|	Kostenermittlung inkl. Massenermittlung
|_|	detaillierte Ermittlung der zuwendungsfähigen Ausgaben
[bookmark: Kontrollkästchen2]|_|	detaillierte Terminkette für das Vorhaben (Planung, Ausschreibung / Vergabe und Baudurchführung)
[bookmark: Kontrollkästchen9]|_|	Stellungnahme des zuständigen kommunalen Beauftragten für Menschen mit Behinderungen
|_|	Checkliste(n) „Mindeststandards für Barrierefreiheit“
|_|	Stellungnahme des bedienenden ÖPNV-Unternehmens zur Praxistauglichkeit der Ausführungsplanung
[bookmark: Kontrollkästchen16]|_|	Stellungnahme der Straßenverkehrsbehörde zur Ausführungsplanung
|_|	Stellungnahme des Straßenbaulastträgers
|_|	Verwaltungsvereinbarung bei Gemeinschaftsmaßnahmen
[bookmark: Kontrollkästchen7]|_|	Nachweis Grundstückseigentum bzw. -verfügbarkeit (z. B. Auszug aus dem Automatisierten Liegenschaftsbuch sowie aus der Automatisierten Liegenschaftskarte)
|_|	Betriebskonzept inkl. Haltestellenbelegungsplan / Haltestellenbedarfsplan bei ÖPNV-Verknüpfungsanlagen
[bookmark: Kontrollkästchen20][bookmark: Text109]|_|	Genehmigungen / Beschlüsse:      
[bookmark: Kontrollkästchen26][bookmark: Text108]|_|	     


8.	Unterschrift des Antragstellers


	[bookmark: Text36]     
	
	

	Ort, Datum
	(Stempel / Siegel)
	Unterschrift des Vertretungsberechtigten


__________________________________________________________________________________________
 =	bei Beteiligung des Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen nach Nummer 4.1.4 RL KVI ist das Wort kommunal zu streichen
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Anlage zum Antrag vom:      


Stellungnahme des kommunalen Beauftragten
für Menschen mit Behinderungen zum beantragten Vorhaben

nach der Richtlinie zur Förderung von kommunaler Verkehrsinfrastruktur in Thüringen 

	Stadt/Landkreis:
	[bookmark: Text87]     

	Beauftragter:
	     

	Anschrift:
	     

	Telefon/Fax/E-Mail:
	     



[bookmark: Text91]Die Beteiligung des kommunalen Beauftragten für Menschen mit Behinderungen zum geplanten Vorhaben       
[bookmark: Text92]erfolgte am      .

	(|X| Zutreffendes ankreuzen)

|_|	Es gibt keine Einwände.
|_|	Es gibt begründete Einwände zum genannten Vorhaben:      
	(bitte erläutern, ggf. auf gesondertem Blatt).
|_|	Ich habe die Barrierefreiheit des Vorhabens anhand der Checkliste „Mindeststandards für Barrierefreiheit“, soweit vorliegend, geprüft (nur für ÖPNV-Vorhaben).
|_|	Die ausgefüllte Checkliste ist beigefügt (nur für ÖPNV-Vorhaben).
|_|	Das Vorhaben hat keine Relevanz in Bezug auf Barrierefreiheit.




	Aus Sicht des kommunalen Beauftragten für Menschen mit Behinderungen erkläre ich mich mit der Durchführung des beantragten Vorhabens
(|X| Zutreffendes ankreuzen)

[bookmark: Kontrollkästchen24]|_|	einverstanden.
[bookmark: Kontrollkästchen25]|_|	nicht einverstanden.
|_|	Zur Gewährleistung der Barrierefreiheit beabsichtige ich, das Vorhaben bis zu seiner Abnahme zu begleiten / an der Abnahme des Vorhabens teilzunehmen.
	(nicht Zutreffendes bitte streichen)






	     
	
	

	Ort, Datum
	(Stempel)
	Unterschrift des Beauftragten


__________________________________________________________________________________________
 =	bei Beteiligung des Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen nach Nummer 4.1.4 RL KVI ist das Wort kommunal zu streichen
 bei Beteiligung des Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen nach Nummer 4.1.4 RL-KVI ist das Wort kommunal zu streichen
